
Vereinigung zu dokumentieren, ist unser Ziel, und es bleibt 
Ihnen, meine Damen und Herren von der PDS, offen, Ihre Äng­
ste, Ihre Befürchtungen dann sehr genau zu thematisieren und 
Ihre Vorbehalte darzutun. Sie werden sehen, daß trotzdem eine 
überwältigende Mehrheit der gesamtdeutschen Bevölkerung 
diesem Grundgesetz zustimmen wird - mit allen seinen Impli­
kationen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie einige Anfragen? - Bitte 

schön, Herr Gysi war der erste.

Dr. Gysi (PDS):
Würden Sie - ich will mal auf das erste, auf die Wehrpflicht­

frage zurückkommen - mir zustimmen, daß wenn wir ein sol­
ches Gesetz über die Aufhebung beschließen würden und es 
zum Bestandteil des Einigungsvertrages machen würden, es 
auch nach dem 3. Oktober in der DDR weiter gelten würde?

(Kamilli, SPD: Über die Aufhebung der Wehr­
pflicht, meinen Sie?)

Ja, weil Sie gesagt haben, daß das ,,,

(Unverständliche Zwischenbemerkung des Abge­
ordneten Kamilli)

..., nein, nach dem Beitritt Bestandteil des Einigungsvertrages 
wäre.

Kamilli (SPD):
Sie wissen, daß in der westdeutschen Verfassung, im west­

deutschen Grundgesetz die Wehrpflicht festgeschrieben ist 
und auch, wenn wir das zum Bestandteil des Vereinigungsver­
trages machten, wäre das Bundesgesetz und damit leicht än­
derbar. Wir könnten es versuchen, es wäre aber nicht leicht 
möglich.

(Zwischenrufe)

Dr. Gysi (PDS):

Wenn der Einigungsvertrag vefassungsrechtlichen Charak­
ter bekommt, stimmen Sie mir zu, daß das dann auch rechtlich 
weiterlaufen würde?

(Kamilli, SPD: Wenn er ihn bekommen könnte - 
dann ja. Er bekommt ihn meiner Meinung nach 
nicht.)

Und glauben Sie nicht, daß es dann auch ein Signal wäre, ins­
gesamt im geeinten Deutschland darüber nachzudenken?

(Kamilli, SPD: Ich habe Ihnen gesagt, weshalb die 
SPD prinzipiell der Wehrpflicht zustimmt.)

Das ist meine zweite Frage. Würden Sie nicht auch einräu­
men, daß zumindest seit 126 Jahren - wie Sie sagen - dieses 
Prinzip nichts an Kriegen oder ähnlichem geändert hat?

Kamilli (SPD):
Es haben Berufsarmeen sich ebenso an Kriegen beteiligt wie 

Wehrpflichtigenarmeen. Also können Sie durch die Abschaf­
fung der Wehrpflicht eine friedlichere Welt kaum erreichen. Im 
Gegenteil. Das ist meine Meinung.

Dr. Gysi (PDS):
Zumindest das Gegenteil stimmt ja dann auch nicht.

(Kamilli, SPD: Darüber kann man streiten.)

Noch eine Frage, was den Status beim Volksentscheid be­
trifft. Wenn das so ist, daß Sie davon ausgehen, daß die Mehr­
heit der Bevölkerung das bejahen würde, warum fürchten Sie 
dann so den Volksentscheid? Dann führen wir ihn doch durch!

Kamilli (SPD):

Also entschuldigen Sie mal bitte! Wer hat Ihnen gesagt, daß

ich den Volksentscheid fürchte? Woher nehmen Sie diese Weis­
heit? Ich habe gesagt: Wir sind prinzipiell für einen Volksent­
scheid nach der Verfassung. Wir sind gegen solche sinnlosen 
Formalismen, und vor allen Dingen werfe ich Ihnen doch vor, 
daß Sie den Volksentscheid doch selbst gar nicht als realisti­
sche Möglichkeit ansehen. Er ist nicht zu verwirklichen.

(Gegenrufe)

Dr. Gysi (PDS):

Meine letzte Frage zum Charakter der NATO und Ihren dies­
bezüglichen Ausführungen und was sich da ändern müßte und 
was nicht. Würden Sie wenigstens einräumen, daß das, was Sie 
heute gesagt haben, wesentlich von dem abweicht, was Ihr da­
maliger Außenminister an Forderungen aufgestellt hat? Mar­
kus Meckel meine ich damit.

Kamilli (SPD):

Es mag sein, daß man im Laufe der Zeit unterschiedliche 
Dinge äußert. Sie werden mir zubilligen, daß ich vor 40 Jahren 
noch etwas anders gesprochen habe als jetzt.

(Protestrufe)

Der Mensch ist lernfähig.

Dr. Stadermann (PDS):

Herr Abgeordneter! Sie haben erwähnt und hier mehrmals 
angeführt bei der Beantwortung der Fragen, daß die Probleme, 
die hier in Anträgen und Drucksachen formuliert sind, schon 
lange im Gespräch sind, und Sie werfen uns, der PDS, vor, daß 
wir aus Angst handeln, wenn wir endlich diese drängenden 
Probleme formulieren und zu einer Klärung hier vor das Hohe 
Haus führen und die Klärung fordern. Sind Sie nicht auch der 
Meinung - so wie ich -, daß eine Klärung und eine klare Ant­
wort zu Fragen der Zukunft der Volksarmee und der Angehöri­
gen der Nationalen Volksarmee endlich einer Entscheidung zu­
geführt werden muß und von hier aus eine klare Antwort gege­
ben werden muß? Oder haben Sie eine Abneigung gegen Men­
schen mit Uniform, und klammern Sie diese von der Bevölke­
rung der DDR aus?

Kamilli (SPD):
Wissen Sie, unterstellen Sie mir doch nicht permanent irgend­
welche persönlichen Motive.

(Zurufe)

Erstens habe ich gesagt... Ich habe gesagt, wir haben über 
spezielle Themen gesprochen, über das Konversionsgesetz bei­
spielsweise.

Daß ich spezielle Leute ausklammern will, ist Unsinn. Ich 
habe Ihnen gesagt, welche Forderungen wir gestellt haben, und 
ich habe die Informationspolitik des Ministeriums bezüglich 
der Versorgung der Angehörigen der Volksarmee bemängelt. 
Das habe ich verschiedentlich getan. Die Zukunft der Volksar­
mee ist auch klar. Die Volksarmee wird es nicht mehr geben in 
Zukunft. Es wird andere Streitkräfte auf dem Gebiet der jetzt 
Noch-DDR geben. Das ist ein klares Wort.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:
Darf ich, bevor wir jetzt mit den Fragen fortfahren, feststel­

len: Es geht ganz schwer, wer zuhört, hört diese Fragen nicht 
und kann mit den Antworten nichts anfangen. Wenn, dann 
müßten nur Zwischenfragen gestellt werden. Trotzdem hat 
sich das Präsidium darauf geeinigt, daß wir die Zwischenfra­
gen, die keine sind, sondern die ja immer nachträgliche Anfra­
gen sind, so hat sich das inzwischen bei uns eingebürgert, auf 
ein Maß beschränken wollen, das die Debatte nicht zu sehr in 
die Länge zieht. Ich frage Sie deshalb, ob wir mit den drei Fra­
gen, die hier noch stehen, dann diesen Beitrag beenden. - Da­
gegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann bitte noch diese drei 
Fragen, falls der Abgeordnete antworten will.

(Kamilli, SPD: Ja.)

Börner (PDS):

Herr Kamilli, habe ich Sie richtig verstanden in Ihrer Ant-
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